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Die Delegationen erhalten als Anlage die endgültige Fassung des Benutzerleitfadens für den 

EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren, über die die Gruppe "Ausfuhr konventioneller Waffen" 

in ihrer Sitzung am 28. Oktober 2003 Einvernehmen erzielt hat. 
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ANLAGE 

 

Benutzerleitfaden für den Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren 

 

Einleitung 

 

Alle Mitgliedstaaten sind übereingekommen, bei der Bewertung von Anträgen, die die Ausfuhr von 

in der vereinbarten Gemeinsamen Militärgüterliste erfassten Militärgütern in Drittländer zum 

Gegenstand haben, den 1998 in Kraft getretenen Verhaltenskodex für Waffenausfuhren anzu-

wenden. Mit dem Kodex wird darüber hinaus das Ziel verfolgt, bei den Mitgliedstaaten größeres 

Verständnis für die Gründe, aus denen andere Mitgliedstaaten Ausfuhrverbote verhängen, zu 

wecken und damit das gegenseitige Verständnis für die jeweiligen Regelungen zur Erteilung von 

Ausfuhrgenehmigungen zu fördern. Am 23. Juni 2003 kamen die Mitgliedstaaten ferner überein, 

Anträge auf Lizenzen für spezifische Vermittlungstätigkeiten auf der Grundlage der Bestimmungen 

des Verhaltenskodex zu prüfen. 

 

In der operativen Bestimmung Nr. 3 des Verhaltenskodex heißt es deshalb, dass die Mitgliedstaaten 

auf diplomatischem Wege Einzelheiten zu den abgelehnten Ausfuhranträgen mitteilen und eine 

Begründung beifügen, warum die Genehmigung verweigert wurde. Die in diese Mitteilung aufzu-

nehmenden Einzelangaben sind in der Anlage zu dem Kodex festgelegt und werden in den konsoli-

dierten Berichten, die dem Rat jährlich übermittelt werden, näher erläutert. 

 

Die Weitergabe von Informationen über die Verweigerung von Ausfuhrgenehmigungen ist eine der 

wichtigsten Möglichkeiten, die Ziele der Regelungen der einzelnen Mitgliedstaaten zur Ausfuhr-

kontrolle sowie eine Konvergenz dieser Regelungen zu erreichen. In diesem Benutzerleitfaden 

sollen die Aufgaben der Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet näher erläutert werden. Mit dem 

Benutzerleitfaden wird das Ziel verfolgt, die Vorgehensweisen der Mitgliedstaaten in diesem 

Bereich zu vereinheitlichen und den Informationsaustausch zu verbessern. Er ersetzt den Ver-

haltenskodex nicht, sondern fasst vereinbarte Leitlinien für die Durchführung der operativen 

Bestimmungen des Kodex zusammen. Der Benutzerleitfaden richtet sich in erster Linie an Beamte, 

zu deren Aufgabenbereich die Erteilung von Ausfuhrgenehmigungen gehört. Er ist in folgende vier 

Abschnitte untergliedert: 
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1. Definition der Ablehnung oder Verweigerung einer Genehmigung 

2. Angaben einer Verweigerungsmitteilung 

3. Widerruf einer Verweigerungsmitteilung 

4. Verfahren für Verweigerungsmitteilungen und für Konsultationen 

 

Der Benutzerleitfaden wird alle zwei Jahre überprüft, ansonsten kann eine Überprüfung auf Antrag 

eines oder mehrerer Mitgliedstaaten oder zur Anpassung an Änderungen des Verhaltenskodex vor-

genommen werden. 
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Abschnitt 1: Definition der Ablehnung oder Verweigerung einer Genehmigung 

 

1.1. In der operativen Bestimmung Nr. 3 des Verhaltenskodex heißt es: "Als Ablehnung einer 

Genehmigung ist anzusehen, wenn der Mitgliedstaat die Genehmigung des tatsächlichen Ver-

kaufs oder der konkreten Ausfuhr der betreffenden militärischen Ausrüstung abgelehnt hat 

und es andernfalls zu einem Verkauf oder Abschluss des betreffenden Vertrags gekommen 

wäre. ... kann eine notifizierbare Ablehnung, im Einklang mit nationalen Verfahren, auch die 

Ablehnung einer Genehmigung für die Aufnahme von Verhandlungen oder ein abschlägiger 

Bescheid auf eine förmliche Voranfrage zu einem bestimmten Auftrag sein." 

 

1.2. Derzeit herrschen in den Mitgliedstaaten unterschiedliche Praktiken bezüglich des Zeitpunkts, 

zu dem ein Unternehmen sich wegen einer Ausfuhrgenehmigung an die Regierungsbehörden 

seines Staates wendet. Einige Mitgliedstaaten bearbeiten die Anfrage eines Unternehmens erst 

dann, wenn eine förmliche Ausfuhrgenehmigung beantragt wurde. Andere unterhalten 

weniger formelle Beziehungen zur Industrie und geben bereits zu einem frühen Zeitpunkt 

unverbindliche Hinweise dazu, ob ein vorgesehenes Geschäft genehmigt werden kann oder 

nicht. 

 

1.3. Unabhängig davon, ob ein Unternehmen im Zusammenhang mit der möglichen Ausfuhr einer 

Ware bereits zu einem frühen Zeitpunkt des Vermarktungsprozesses einen Antrag stellt oder 

ob es diesen Antrag erst stellt, kurz bevor ihm ein Ausfuhrauftrag erteilt wird, muss der 

Antrag einigen formalen Anforderungen genügen, damit eine förmliche Antwort erteilt und - 

sollte sie ablehnend ausfallen - von der Regierungsbehörde in Form einer Verweigerung der 

Genehmigung mitgeteilt werden kann. Sind bestimmte Fakten nicht bekannt, so ist eine Erör-

terung nur auf der Grundlage von Annahmen möglich, und die zuständige Behörde kann die 

Angelegenheit nicht als ordnungsgemäßen Antrag behandeln. Ein telefonisch gestellter 

Antrag oder eine kurze E-Mail mit allgemeinen Informationen oder Fragen sind deshalb keine 

Vorgänge, die es der zuständigen Behörde ermöglichen, für eine konkrete Geschäftsmöglich-

keit eine Genehmigung zu erteilen oder zu verweigern. 
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1.4. Eine Verweigerungsmitteilung muss erfolgen, wenn die Regierungsbehörde einen Antrag auf 

Ausfuhrgenehmigung abgelehnt hat, der schriftlich (per E-Mail, Fax oder Schreiben) gestellt 

wurde und hinreichende Angaben enthielt, um der zuständigen Behörde eine Entscheidung zu 

ermöglichen. Ein schriftlicher Antrag auf Ausfuhrgenehmigung muss mindestens folgende 

Angaben enthalten: 

 

• Bestimmungsland; 

• detaillierte Beschreibung des betreffenden Gutes mit Mengenangabe und gegebenenfalls 

mit technischen Spezifikationen; 

• Käufer (mit der Angabe, ob es sich bei dem  Käufer um eine Regierungseinrichtung, 

eine Streitkräfteeinheit oder um paramilitärische Kräfte handelt oder ob der Käufer eine 

Privatperson, eine natürliche Person oder eine juristische Person ist); 

• vorgesehener Endverwender. 

 

1.5. Eine Verweigerungsmitteilung sollte darüber hinaus erstellt werden, wenn  

 

• ein Mitgliedstaat eine bereits erteilte Ausfuhrgenehmigung widerruft; 

 

• ein Mitgliedstaat die Erteilung einer Ausfuhrgenehmigung verweigert, die für den 

Anwendungsbereich des Kodex von Bedeutung ist, und im Zusammenhang mit dieser 

Verweigerung bereits eine Verweigerungsmitteilung im Rahmen anderer internationaler 

Ausfuhrkontrollregelungen übermittelt hat; 

 

• ein Mitgliedstaat ein Ausfuhrgeschäft abgelehnt hat, das als im Wesentlichen gleichartig 

mit einer Transaktion gilt, die vorher bereits von einem anderen Mitgliedstaat abgelehnt 

wurde, der die entsprechende Verweigerung der Genehmigung mitgeteilt hat. Um fest-

zustellen, ob es sich um eine "im Wesentlichen gleichartige" Transaktion handelt, sind 

unter anderem folgende Aspekte detailliert zu beurteilen: die technischen Spezifika-

tionen, die Mengen- und Volumenangaben sowie die Angaben zu Kunden und Endver-

wendern der betreffenden Güter. 
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1.6. Dementsprechend sollte unter folgenden Umständen keine Verweigerungsmitteilung erstellt 

werden: 

 

• wenn ein Antrag auf Genehmigung entweder nicht schriftlich gestellt worden ist oder 

nicht alle Angaben gemäß Nummer 1.4 enthält. 

 

1.7. Wird eine Ausfuhrgenehmigung aufgrund einer nationalen Regelung verweigert, in deren 

Rahmen strengere Maßstäbe als die vom Verhaltenskodex festgelegten angelegt werden, kann 

eine Verweigerungsmitteilung "nur zur Information" erstellt werden. Eine solche Verweige-

rungsmitteilung würde vom Generalsekretariat in die zentrale Datenbank aufgenommen, 

jedoch nicht aktiviert. 
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Abschnitt 2: Angaben einer Verweigerungsmitteilung 

 

2.1. Für eine erfolgreiche Anwendung des Systems für die Verweigerungsmitteilungen ist es 

unerlässlich, dass alle einschlägigen Angaben übermittelt werden, wenn die Verweigerung 

einer Genehmigung mitgeteilt wird, so dass die anderen Mitgliedstaaten diese Angaben bei 

der Festlegung ihrer jeweiligen Regelungen zur Ausfuhrkontrolle berücksichtigen können. In 

diesem Abschnitt werden deshalb die Angaben für harmonisierte Mitteilungsformblätter vor-

geschlagen, und zwar sowohl für Verweigerungsmitteilungen für Ausfuhrgenehmigungen und 

Vermittler-Lizenzen (Formblatt 1) als auch für die Änderung oder den Widerruf von Verwei-

gerungsmitteilungen (Formblatt 2). 

 

2.2. Nachstehend die Beschreibung der entsprechenden Angaben: 

 

Kennnummer 

 

Von dem das Formblatt ausstellenden Mitgliedstaat zugewiesene Standardregistrierungs-

nummer mit folgendem Format: Standardakronym der zugrundegelegten Regelung 

(EUARMS) / Akronym aus zwei Buchstaben für das ausstellende Land / Jahr (4 Zahlen) / 

Aktenzeichen (3 Zahlen). Beispiele: EUARMS/PT/2005/007, EUARMS/ES/2003/168. 

 

Endbestimmungsland 

 

Land, in dem der Endverwender (gemäß den Informationen des exportierenden Landes) 

seinen Sitz hat. 

 

Datum der Notifizierung 

 

Hierbei handelt es sich um das Datum der Mitteilung, mit der die EU-Partner über die Ent-

scheidung, die Genehmigung zu verweigern, informiert werden. 
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Angabe zur Kontaktperson für nähere Angaben 

 

In dieser Rubrik werden Name, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Anschrift der 

Person angegeben, die nähere Auskünfte geben kann. 

 

Kurzbeschreibung der Waren 

 

Technische Spezifikation, die eine vergleichende Beurteilung ermöglicht. Falls in der Sache 

erforderlich, sollten technische Parameter angegeben werden. Gegebenenfalls sollte das (noch 

zu erstellende) französisch-englische Fachwörterglossar verwendet werden. Ergänzend zu der 

Beschreibung können freiwillig folgende Angaben gemacht werden: 

 

− Angabe des Wertes, 

− Angabe des Herstellers der Güter. 

 

Nummer in der Militärgüterliste 

 

Bei Gütern, bezüglich deren Informationen zur Verweigerungsmitteilung gemäß der Opera-

tiven Bestimmung Nr. 6 des Verhaltenskodex ausgetauscht werden: Angabe der Positions-

nummer der Güter, die Gegenstand der Notifizierung sind, in der letztgültigen Fassung der 

Gemeinsamen Militärgüterliste der EU (gegebenenfalls mit Unternummer) oder ihrer 

Positionsnummer in der Liste von Produkten mit doppeltem Verwendungszweck (Angabe der 

offiziellen Referenz). 

 

Mitgeteilter Endverwendungszweck 

 

Angabe der vorgesehenen Verwendung des Gutes, das Gegenstand der Mitteilung ist (z.B. 

Ersatzteil für ..., Einbau in ..., Verwendung als ...). Stellt das Gut eine Zulieferung für ein 

Projekt dar, so ist die Projektbezeichnung anzugeben. 



 

14283/03  hm/HL/wk 9 
 DG E VII   DE 

Empfänger und Endverwender 

 

Hierzu sind so viele Einzelheiten wie möglich mitzuteilen, um so eine vergleichende Beur-

teilung zu ermöglichen. Es sind gesonderte Felder für Name / Anschrift / Land / Telefon-

nummer / Faxnummer / E-Mail-Anschrift vorgesehen. 

 

Grund für die Mitteilung/Verweigerung/Änderung 

 

Im Falle einer Verweigerung der Genehmigung sind an dieser Stelle die geltenden Kriterien 

gemäß dem EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren anzugeben. Umfasst das angewandte 

Kriterium mehrere Absätze, zum Beispiel Kriterium 7 Buchstaben a, b, c und d, so ist 

anzugeben, welcher Absatz zutreffend ist bzw. welche Absätze zutreffend sind. 

 

Im Falle einer Änderung oder im Falles des Widerrufs einer Verweigerungsmitteilung ist eine 

kurze Erläuterung anzufügen, zum Beispiel "in Folge der Aufhebung des Embargos", "ersetzt 

durch Mitteilung X" usw. 

 

Ergänzende Bemerkungen 

 

Freiwillig - ergänzende Angaben jeder Art, die für die anderen Mitgliedstaaten bei ihrer 

Beurteilung hilfreich sein können. 

 

Ursprungsland der Güter 

 

Diese Rubrik ist nur bei Verweigerungsmitteilungen bezüglich Vermittlungstätigkeiten auszu-

füllen. Bei dem Ursprungsland der Güter handelt es sich um das Land, aus dem die vermittel-

ten Güter ausgeführt werden. 
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Name des Vermittlers und nähere Angaben 

 

Diese Rubrik ist nur bei Verweigerungsmitteilungen bezüglich Vermittlungstätigkeiten auszu-

füllen. Hier sind Name(n), Geschäftsanschrift(en), Land, Telefonnummer(n), Faxnummer(n) 

und E-Mail-Anschrift(en) des/der Vermittler(s), dessen/deren Lizenzantrag/-anträge abgelehnt 

wurde(n), anzugeben. 

 

Zu ändernde Angaben 

 

Hier ist anzugeben, welcher Bestandteil der ursprünglichen Mitteilung zu ändern ist. 

 

Neue Angaben 

 

Hier ist der neue Inhalt des geänderten Bestandteils anzugeben. 

 

Tag des Wirksamwerdens der Änderung / des Widerrufs 

 

Üblicherweise geschieht beides "mit sofortiger Wirkung". 

 

Verweigerungsmitteilung gemäß dem Verhaltenskodex der Europäischen Union - 

Formblatt 1 

 

(* = die mit * gekennzeichneten Felder müssen auf jeden Fall ausgefüllt werden). 

 

1. Kennzeichnung 

1.1. Kennnummer * : 

1.2. Mitteilende Regierung * : 

1.3. Endbestimmungsland * : 

1.4. Tag der Mitteilung * : 

1.5. Angabe zur Kontaktperson, für  

nähere Angaben : 
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2. Waren/Güter 

2.1. Kurzbeschreibung der Güter * : 

2.2. Nummer in der Militärgüterliste * 

 (gegebenenfalls mit Unternummer)   

2.3. Mengenangabe : 

2.4. Wert (freiwillig) : 

2.5. Hersteller (freiwillig) : 

 

3. Mitgeteilter Endverwendungszweck * : 

 

4. Empfänger 

4.1. Name * : 

4.2. Anschrift  : 

4.3. Land * : 

4.4. Telefonnummer(n) : 

4.5. Faxnummer(n) : 

4.6. E-Mail-Anschrift(en) : 

 

5. Endverwender (falls abweichend vom Empfänger) 

5.1. Name * : 

5.2. Anschrift  : 

5.3. Land * : 

5.4. Telefonnummer(n) : 

5.5. Faxnummer(n) : 

5.6. E-Mail-Anschrift(en) : 

 

6. Grund für die Verweigerung der  

 Genehmigung (Kriterien) * : 
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7. Ergänzende Bemerkungen (freiwillig) : 

 

8. Nur für die Verweigerungsmitteilung  

 bezüglich Vermittlertätigkeit 

8.1. Ursprungsland der Güter  : 

8.2. Name(n) des/der Vermittler(s) : 

8.3. Geschäftsanschrift(en) : 

8.4. Telefonnummer(n) : 

8.5. Faxnummer(n) : 

8.6. E-Mail-Anschrift(en) : 

 

Änderung oder Widerruf einer Verweigerungsmitteilung gemäß dem Verhaltenskodex - 

Formblatt 2 

 

1. Kennzeichnung 

1.1. Kennnummer  : 

1.2. Ausgestellt von : 

1.3. Bestimmungsland  : 

1.4. Tag der Mitteilung  : 

1.5. Angabe zur Kontaktperson  

 für nähere Angaben : 

 

2. Nur bei Änderung einer Verweigerungsmitteilung 

2.1. Zu ändernde(r) Bestandteil(e) : 

2.2. Neue(r) Bestandteil(e) :  

2.3. Grund für die Änderung : 

2.4. Tag des Wirksamwerdens der Änderung : 
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3. Nur beim Widerruf einer Verweigerungsmitteilung 

3.1. Grund für den Widerruf : 

3.2. Tag des Wirksamwerdens des Widerrufs  : 
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Abschnitt 3: Widerruf einer Verweigerungsmitteilung 

 

3.1. Die Verweigerungsmitteilung dient dazu, Informationen über die Regelungen eines Mitglied-

staates zur Ausfuhrkontrolle verfügbar zu machen, die von den anderen Mitgliedstaaten bei 

ihren eigenen Entscheidungen bezüglich der Erteilung von Ausfuhrgenehmigungen berück-

sichtigt werden können. Zwar kann der Bestand an Verweigerungsmitteilungen nicht genau 

die von einem Mitgliedstaat zu jedem Zeitpunkt angewandten Regelungen zur Ausfuhr-

kontrolle widerspiegeln, die Mitgliedstaaten können jedoch gegebenenfalls Verweigerungs-

mitteilungen widerrufen und dadurch die Informationen auf dem neuesten Stand halten. 

 

3.2. Der Widerruf sollte durch eine über das COREU/ESVP-Netz übermittelte Nachricht so kurz-

fristig wie möglich nach der Entscheidung zum Widerruf erfolgen, in jedem Fall innerhalb 

von drei Wochen ab der Entscheidung. Die Mitgliedstaaten verwenden hierzu das Formblatt 2 

(siehe obigen Abschnitt 2). 

 

3.3. Die Mitgliedstaaten überprüfen einmal jährlich die bestehenden Verweigerungsmitteilungen; 

dabei widerrufen sie Mitteilungen, wenn diese aufgrund einer Änderung in der nationalen 

Auffassung nicht länger relevant sind (Aktualisierung), oder sie streichen Mehrfachmitteilun-

gen, die im Wesentlichen gleichartige Transaktionen betreffen (Straffung), damit sich nur 

diejenigen Verweigerungsmitteilungen im Bestand befinden, die für ihre nationalen Ausfuhr-

kontrollregelungen am meisten von Belang sind. 

 

3.4. Ein Widerruf kann auch unter folgenden Umständen erfolgen: 

 

• Ein Mitgliedstaat erteilt eine Ausfuhrgenehmigung für eine Transaktion, die "im 

Wesentlichen gleichartig" mit einer Transaktion ist, für die er in der Vergangenheit die 

Genehmigung verweigert hat. In diesem Fall sollte die vorher ausgesprochene Verwei-

gerungsmitteilung widerrufen werden. 
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• Nach Aufhebung eines Waffenembargos. In diesem Fall widerrufen die Mitgliedstaaten 

innerhalb eines Monats nach Aufhebung des Embargos alle Verweigerungsmitteilun-

gen, die ausschließlich durch das Embargo begründet waren. 

 

• Ein Mitgliedstaat entscheidet, dass eine Ausfuhrgenehmigung, die vorher widerrufen 

wurde, wieder erteilt wird (siehe Abschnitt 1 Nummer 1.5 Punkt 1). 

 

3.5. Vor mehr als drei Jahren ausgesprochene Verweigerungsmitteilungen müssen von den Mit-

gliedstaaten nicht widerrufen werden. Solche Verweigerungsmitteilungen werden automatisch 

vom Generalsekretariat des Rates in der zentralen Datenbank deaktiviert (siehe nachstehender 

Abschnitt 4). Deaktivierte Verweigerungsmitteilungen verbleiben jedoch in der Datenbank. 
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Abschnitt 4 Verfahren für Verweigerungsmitteilungen und für Konsultationen 

 

Ausfuhrgenehmigungen 

 

Verweigerungsmitteilungen: Übermittlung 

 

4.1. Wird eine Ausfuhrgenehmigung für Waffen oder eine Lizenz für Waffenvermittlertätigkeiten 

verweigert, so müssen die Mitgliedstaaten die Verweigerungsmitteilung spätestens einen 

Monat nach Ablehnung der Genehmigung bzw. der Lizenz übermittelt haben.  

 

4.2. Zur Übermittlung der Verweigerungsmitteilung an alle anderen Mitgliedstaaten verwenden 

die Mitgliedstaaten das Formblatt 1. Es sind alle Felder auszufüllen, falls dies nicht geschieht, 

ist eine Erklärung beizufügen, warum sie nicht von Belang sind. Unvollständige Anträge 

werden vom Generalsekretariat des Rates nicht in die Datenbank aufgenommen.  

 

4.3. Alle Verweigerungsmitteilungen, Widerrufe und Änderungen müssen schriftlich in englischer 

oder französischer Sprache vorgelegt werden. Sie werden über das COREU-System an alle 

Mitgliedstaaten übermittelt (eine Kopie der Nachricht für das Generalsekretariat des Rates 

wird automatisch erstellt). Die Mitteilung sollte als "Restricted" klassifiziert sein. Als Dring-

lichkeitsstufe sollte "Urgent" verwendet werden. 

 

Verweigerungsmitteilungen: weiteres Vorgehen und Archivierung 

 

4.4. Das Generalsekretariat des Rates verwaltet eine zentrale Datenbank für Verweigerungsmit-

teilungen im Zusammenhang mit Ausfuhrgenehmigungen. Dies hindert die Mitgliedstaaten 

nicht daran, eigene Datenbanken zu unterhalten. Die zentrale Datenbank für Verweigerungs-

mitteilungen ist eine allen Mitgliedstaaten zugängliche Informationsquelle. Sie ermöglicht es 

den Mitgliedstaaten, Suchdurchläufe nach einem beliebigen Feld oder nach einer Kombina-

tion von Feldern der Verweigerungsmitteilung (Land, das die Verweigerungsmitteilung 

erstellt hat; Bestimmungsland der Güter; Kriterien für die Ablehnung; Beschreibung der 

Güter; ...) durchzuführen. Die Datenbank ermöglicht es ferner, nach den einzelnen Feldern 

gesondert Statistiken zu erstellen. 
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4.5. Die in der Datenbank enthaltenen Angaben sind als "Restricted" klassifiziert und werden von 

allen Mitgliedstaaten und vom Generalsekretariat des Rates entsprechend behandelt. Die 

Datenbank wird in englischer Sprache geführt. Werden die Angaben in französischer Sprache 

übermittelt, so werden sie vom Generalsekretariat ins Englische übersetzt. Zu diesem Zweck 

stellen die Mitgliedstaaten ein Glossar der Fachtermini zusammen. 

 

4.6. Das Generalsekretariat prüft alle Formblätter 1 zu Verweigerungsmitteilungen auf Vollstän-

digkeit der wesentlichen Angaben. Sind diese vollständig, wird das Formblatt in die zentrale 

Datenbank eingegeben. Fehlen wesentliche Angaben, fordert das Generalsekretariat diese von 

dem Mitgliedstaat an, der die Verweigerungsmitteilung erstellt hat. Verweigerungsmitteilun-

gen werden nicht in die Datenbank aufgenommen, wenn nicht mindestens folgende Angaben 

vorliegen: 

 

− Kennnummer; 

− Bestimmungsland; 

− Kurzbeschreibung der Güter (mit der entsprechenden Nummer in der Militärgüterliste); 

− angegebener Endverwendungszweck; 

− Name und Land des Empfängers oder, falls abweichend, des Endverwenders (dabei 

muss spezifiziert sein, ob es sich beim Käufer um eine Regierungseinrichtung, um 

Polizei, Armee, Marine, Luftwaffe oder um paramilitärische Kräfte handelt oder ob der 

Käufer eine Privatperson, eine natürliche oder eine juristische Person ist); 

− Gründe für die Ablehnung (bei denen nicht nur die Nummer bzw. Nummern des 

Kriteriums/der Kriterien, sondern auch die Gründe, auf die sich die Beurteilung stützt, 

zu nennen sind); 

− Zeitpunkt der Ablehnung (oder Mitteilung über den Zeitpunkt des Inkrafttretens der 

Ablehnung, sofern sie noch keine Anwendung findet). 
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4.7. Geht beim Generalsekretariat des Rates eine Mitteilung auf dem Formblatt 2 zum Widerruf 

einer Verweigerungsmitteilung ein, so löscht das Generalsekretariat diese Verweigerungs-

mitteilung aus der zentralen Datenbank. Geht beim Generalsekretariat des Rates eine Mittei-

lung auf dem Formblatt 2 zur Änderung einer Verweigerungsmitteilung ein, so ändert es diese 

Verweigerungsmitteilung gemäß den Angaben im Formblatt, sofern die neuen Angaben dem 

vereinbarten Format entsprechen. 

 

4.8. Das Generalsekretariat des Rates vergewissert sich regelmäßig einmal im Monat, dass keine 

in der zentralen Datenbank enthaltene aktive Verweigerungsmitteilung älter als drei Jahre ist. 

Verweigerungsmitteilungen, die älter als drei Jahre sind, werden deaktiviert, die Angaben 

allerdings bleiben in der Datenbank erhalten. 

 

4.9. Solange noch keine Fernabfrage einer gesicherten Datenbank möglich ist, übersendet das 

Generalsekretariat des Rates den Mitgliedstaaten jeweils um den ersten Werktag jedes Monats 

über eigens dafür benannte Mitarbeiter ihrer Ständigen Vertretungen in Brüssel eine Diskette 

mit der aktuellen Fassung der Datenbank. Dabei werden die einschlägigen Sicherheitsmaß-

nahmen befolgt. 

 

Verfahren für Konsultationen 

 

4.10. Prüft ein Mitgliedstaat die Erteilung einer Ausfuhrgenehmigung, so konsultiert er die Daten-

bank, um festzustellen, ob ein anderer Mitgliedstaat innerhalb der letzten drei Jahre eine im 

Wesentlichen gleichartige Transaktion abgelehnt hat; wenn dies der Fall ist, so konsultiert er 

den Mitgliedstaat bzw. die Mitgliedstaaten, der/die die Verweigerungsmitteilung(en) erstellt 

hat/haben. 

 

4.11. Ist ein Mitgliedstaat sich nicht sicher, ob eine in der zentralen Datenbank gespeicherte Ver-

weigerungsmitteilung eine "im Wesentlichen gleichartige Transaktion" betrifft, so leitet er 

eine Konsultation ein, um die Frage zu klären. 
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4.12. Eine solches Konsultationsersuchen ist vorzugsweise über das COREU-System zu senden und 

entweder in englischer oder in französischer Sprache abzufassen. Es kann auch per E-Mail 

oder als Verbalnote übermittelt werden. Es ist an den Mitgliedstaat zu richten, der die Ver-

weigerungsmitteilung erstellt hat, und wird vorzugsweise allen anderen Mitgliedstaaten in 

Kopie übermittelt; eine rein bilaterale Versendung des Ersuchens ist jedoch auch möglich. Die 

im Rahmen des Ersuchens zu übermittelnde Nachricht lautet wie folgt: 

 

"[Member State X] would be grateful for further information from [Member State Y] on EU 

Code of Conduct denial notification [identification number], as we are considering a 

relevantly similar licence application.  Under the Users’ Guide of the Code of Conduct, we 

hereby request a response on or before [deadline date].  It will be considered that there has 

been no response unless we receive a reply by this date. For further information please 

contact [name, telephone number, e-mail address]." 

 
("[Mitgliedstaat X] würde es begrüßen, von [Mitgliedstaat Y] nähere Angaben zu der im 

Rahmen des EU-Verhaltenskodex erstellten Verweigerungsmitteilung [Kennnummer] zu 

erhalten, da er derzeit einen im Wesentlichen vergleichbaren Genehmigungsantrag prüft. 

Entsprechend dem Benutzerleitfaden für den Verhaltenskodex ersuchen wir hiermit um 

Antwort bis spätestens [Frist/Termin]. Liegt uns bis zu diesem Termin keine Antwort vor, so 

gehen wir davon aus, dass keine Antwort erfolgt. Für nähere Angaben setzen Sie sich bitte mit 

[Name, Telefonnummer, E-Mail-Anschrift] in Verbindung.") 

 

4.13. Die Frist beträgt drei Wochen ab der Übermittlung des Konsultationsersuchens (Datum der 

Einleitung der Konsultation), es sei denn, die betreffenden Parteien treffen eine anders 

lautende Vereinbarung. Die Antworten und weitere Informationen können, sofern der betref-

fende Mitgliedstaat dies wünscht, auf dem üblichen diplomatischen Wege ausgetauscht 

werden. Hat der Mitgliedstaat, an den die Anfrage gerichtet war, nicht innerhalb dieser Frist 

geantwortet, so wird davon ausgegangen, dass dieser Mitgliedstaat keine Einwände gegen den 

Genehmigungsantrag hat. 

 

4.14. Erfolgte die Verweigerung einer Genehmigung seitens eines Mitgliedstaats aufgrund von 

nachrichtendienstlichen Erkenntnissen, so kann dieser Mitgliedstaat folgende Erklärung 

abgeben: "The refusal was based on information from sensitive sources. (Die Ablehnung 

basierte auf Informationen aus sicherheitsempfindlicher Quelle.)" Der anfragende Mitglied-

staat wird in einem solchen Fall üblicherweise von weiteren Anfragen bezüglich der Informa-

tionsquelle absehen. 

 

4.15. Der Mitgliedstaat, an den das Konsultationsersuchen gerichtet ist, kann innerhalb der Frist 

von drei Wochen eine Verlängerung der Frist um eine weitere Woche erbitten. Eine solche 

Fristverlängerung sollte so bald wie möglich beantragt werden. 
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4.16. Für das erste Konsultationsersuchen ist das obige Format festgelegt; für weitere Anfragen 

kann ein beliebiges, zwischen den Mitgliedstaaten zu vereinbarendes Format gewählt werden. 

Unabhängig vom Format sollte der Mitgliedstaat, an den das Konsultationsersuchen gerichtet 

ist, sämtliche Hintergründe und Denkansätze mitteilen, die zur Ablehnung des Antrags 

geführt haben. 

 

4.17. Die EU-Mitgliedstaaten behandeln Verweigerungsmitteilungen und Konsultationsersuchen 

vertraulich. Sie bearbeiten sie in angemessener Weise und ziehen keinen wirtschaftlichen 

Vorteil daraus. 

 

Nach Abschluss der Konsultation 

 

4.18. Kommen die betreffenden Mitgliedstaaten überein, das Ergebnis ihrer Konsultation weiter-

zugeben, so unterrichtet der anfragende Mitgliedstaat alle Mitgliedstaaten - vorzugsweise über 

das COREU-System - von der Entscheidung, die er bezüglich des Genehmigungsantrags 

getroffen hat. Dies gilt unabhängig davon, ob der anfragende Mitgliedstaat beschlossen hat, 

den Antrag zu genehmigen oder ihn abzulehnen. Hat der anfragende Mitgliedstaat 

beschlossen, eine Genehmigung zu erteilen, so übermittelt er außerdem eine kurze Begrün-

dung für seine Entscheidung. Kommt der anfragende Mitgliedstaat im Anschluss an die 

Konsultation zu dem Schluss, dass der Genehmigungsantrag nicht für eine "im Wesentlichen 

gleichartige Transaktion" gestellt wurde, so setzt er den konsultierten Mitgliedstaat auf dem 

ihm am geeignetsten erscheinenden Weg davon in Kenntnis. Die Mitteilung bezüglich der 

Entscheidung sollte innerhalb von drei Wochen übermittelt werden. 

 

4.19. Als Teil seines Beitrags zu dem Jahresbericht über den Verhaltenskodex übermittelt jeder 

Mitgliedstaat jedes Jahr folgende Angaben: 
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• die Zahl der von ihm im Laufe des betreffenden Jahres erstellten Verweigerungsmittei-

lungen; 

• eine Aufschlüsselung dieser Zahl nach Bestimmungsländern; 

• die Häufigkeit, mit der sich die Begründung auf jedes der Kriterien stützt; 

• die Anzahl der von ihm eingeleiteten bilateralen Konsultationen; 

• die Anzahl der an ihn gerichteten Konsultationsersuchen; 

• die Anzahl der von ihm durchgeführten "undercuttings", bei denen er also eine Geneh-

migung erteilt hat, obwohl ein anderer Mitgliedstaat vorher die Genehmigung ver-

weigert hat. 

 

Diese Einzelangaben, konsolidiert für die gesamte Europäische Union, werden direkt in dem 

Jahresbericht veröffentlicht. 

 

Lizenzen für Vermittlertätigkeiten 

 

4.20. Alle oben beschriebenen Verfahren für die Übermittlung, Bearbeitung und Archivierung von 

Verweigerungsmitteilungen, für die Durchführung von Konsultationen sowie die im 

Anschluss an eine Konsultation durchzuführenden Maßnahmen (Nummern 4.1 bis 4.19) 

werden für Verweigerungsmitteilungen bezüglich Lizenzen für Vermittlertätigkeiten ebenso 

durchgeführt wie für Verweigerungsmitteilungen bezüglich Ausfuhrgenehmigungen. Alle 

Mitgliedstaaten, die gesetzliche Vorschriften für Vermittlungstätigkeiten erlassen haben und 

über ein Lizenzsystem für Vermittlungstätigkeiten verfügen, sind gehalten, im Falle der Ver-

weigerung einer Lizenz für Vermittlertätigkeiten ebenso Verweigerungsmitteilungen zu 

erstellen wie im Falle der Verweigerung einer Ausfuhrgenehmigung, soweit ihre nationalen 

Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten dies erlauben. Die Verweigerungsmitteilungen 

bezüglich Vermittlungstätigkeiten werden vom Generalsekretariat des Rates in einer geson-

derten Datenbank erfasst; das Generalsekretariat übermittelt diese Datenbank zusammen mit 

der Datenbank für Verweigerungsmitteilungen für Ausfuhrgenehmigungen einmal monatlich. 

 

________________________ 


